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I 

Vorwort 

 

Es ist unbestritten, dass die Existenz von Eigenkapital zu den grundle-

genden Voraussetzungen für die Funktionsfähigkeit von Banken zählt. 

Dies gilt unabhängig von der konkreten Governance der Bank. Kontro-

vers ist hingegen bereits, welches Ausmaß an Eigenkapital erforderlich 

ist und welche Kosten-Nutzen-Relationen mit einzelnen Eigenkapital-

komponenten verbunden sind, die insgesamt die Kapitalstruktur bilden. 

Das Eigenkapitalmanagement wird vor diesem Hintergrund zu einer er-

folgsentscheidenden Aufgabe von Banken. In besonderer Weise gilt dies 

für Genossenschaftsbanken, wird es doch häufig von Analysten als eine 

Schwäche der genossenschaftlichen Governance angesehen, dass ein 

Zugang zum Kapitalmarkt nicht existiert, was nicht nur die Finanzierung 

erschwert, sondern auch mit einem Verzicht auf marktliche Disziplinie-

rungskräfte verbunden sei. Dabei wird meist nicht berücksichtigt, dass 

das genossenschaftliche Eigenkapital Element einer konsistenten 

Governance ist, die ihre speziellen Disziplinierungsmechanismen und 

Finanzierungsoptionen enthält. 

Das Ziel dieses IfG-Arbeitspapieres von Jan Pollmann besteht darin als 

Basis für eine grundlegende Analyse von Fragen des genossenschaftli-

chen Eigenkapitals seine einzelnen Komponenten darzustellen und de-

ren aktuelle Behandlung in der Rechnungslegung sowie im Rahmen der 

regulatorischen Anforderungen vergleichend herauszuarbeiten. Das Ar-

beitspapier stammt aus dem „IfG-Forschungscluster III: Genossen-

schaftsstrategische Fragen“. Kommentare und Diskussionsbeiträge sind 

herzlich willkommen. 

 
 
 

 
 
Prof. Dr. Theresia Theurl 
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1 Einleitung 

Das Eigenkapital ist eine wesentliche Voraussetzung für die Funktions-

fähigkeit und für den Erfolg von Banken. Dies gilt auch für Genossen-

schaftsbanken, die den Fokus dieses Arbeitspapiers bilden. Das Eigen-

kapital zählt zu den zentralen Parametern der Gesamtbanksteuerung. 

Auf der einen Seite bedeutet eine hohe Eigenkapitalquote ein hohes 

Haftungspotential und ist damit ein Zeichen einer nachhaltigen Ge-

schäftspolitik. Diese liegt nicht nur im Interesse der Fremdkapitalgeber, 

sondern auch in dem der Genossenschaftsmitglieder. Auf der anderen 

Seite trägt Eigenkapital aufgrund seiner Haftungsfunktion ein höheres 

Verlustrisiko und wird  daher  aus der Sicht der Genossenschaftsbank 

häufig als „teures“ Kapital eingeschätzt, das es zu substituieren gilt.  

Dementsprechend sollte sie den Kapitalmix mit dem  besten Verhältnis 

von Kosten und Nutzen wählen. Ein effizientes und auf diese Weise stra-

tegisch ausgerichtetes Eigenkapitalmanagement kann einen Wettbe-

werbsvorteil darstellen. Eigenkapitalmanagement findet in Genossen-

schaftsbanken in zwei Bereichen statt. Dies ist zum einen die Rech-

nungslegung. Hier ist das Eigenkapital gleichbedeutend mit dem Rein-

vermögen der Genossenschaftsbank. Für Genossenschaftsbanken sind 

sowohl die Rechnungslegungsstandards des Handelsgesetzbuches 

(HGB) als auch die International Financial Reporting Standards (IFRS) 

relevant. Erstere sind für sie verbindlich, letztere optional anzuwenden. 

Der zweite Bereich betrifft die Erfüllung der regulatorischen Anforderun-

gen an die Eigenkapitalausstattung, die derzeit im Rahmen der Umset-

zung von Basel 3 neu definiert werden. Hier steht die Ermittlung der Haf-

tungsmasse und der Risikotragfähigkeit im Vordergrund. In beiden Be-

reichen hängt die Eigenkapitalklassifikation von gesetzlichen Vorgaben 

und Anerkennungskriterien ab. Diese bilden einen wesentlichen Teil der 

Rahmenbedingungen für das Eigenkapitalmanagement. 

Ziel dieses Beitrages ist, zu beschreiben wie das Eigenkapital auf den 

drei genannten Ebenen - HGB, IFRS und Basel 3 - abgegrenzt wird und 

welche Finanzinstrumente der Genossenschaftsbanken für eine Eigen-

kapitalklassifikation auf diesen Ebenen in Frage kommen. Im ersten 

Schritt werden hierzu die potentiellen Eigenkapitalinstrumente der Ge-

nossenschaftsbanken detailliert beschrieben. Anschließend werden die 

drei Ebenen nacheinander in den Fokus gerückt. Hierbei wird jeweils 

zunächst die Systematik der Kapitalabgrenzung erläutert und anschlie-

ßend eine Klassifikation der zuvor beschriebenen potentiellen Eigenka-

pitalinstrumente vorgenommen.  
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2 Finanzierungsinstrumente von Genossenschaftsbanken 

In diesem Beitrag werden all jene Finanzinstrumente berücksichtigt, die 

potentiell für eine Eigenkapitalklassifikation auf einer der drei Ebenen in 

Frage kommen. Neben dem gezeichneten Kapital und den Rücklagen 

werden daher auch sogenannte Mezzanine-Kapitalinstrumente betrach-

tet. Der Begriff „Mezzanine“ hat seinen Ursprung in der Architektur und 

beschreibt dort ein Zwischengeschoss. Die Verwendung dieses Begriffs 

für die Bezeichnung einer Gruppe von Finanzinstrumenten soll verbildli-

chend deutlich machen, dass die in ihr enthaltenen Kapitaltitel weder 

eindeutig auf der Ebene der Eigen- noch auf der Ebene der Fremdkapi-

talinstrumente anzusiedeln sind, sondern Zwischenformen darstellen.1  

Im genossenschaftlichen FinanzVerbund spielt Mezzanine-Kapital im 

Hinblick auf das Emissionsvolumen eine vergleichbare Rolle wie das ge-

zeichnete Kapital, welches nahezu vollständig über Genossenschaftsan-

teile aufgebracht wird (Vgl. Abb. 1).2 Beide Finanzierungsformen sind im 

Vergleich zu den Rücklagen im Hinblick auf ihre Quantität von geringe-

rer, aber dennoch substantieller - Bedeutung. Ihr aggregiertes Volumen 

macht etwa die Hälfte des Volumens der Rücklagen aus. Im Folgenden 

werden diese drei Finanzierungsformen näher betrachtet.  

                                                   
1
  Sie werden daher auch als hybride Kapitalinstrumente bezeichnet. Zur Be-

grifflichkeit vgl. MÜLLER-KÄNEL (2009), S. 13f; KÜTING/DÜRR (2005), S. 1529, 

Fußnote 3. 
2
  Von dem in Abb. 1 enthaltenen 8,7 Mrd. € umfassenden gezeichneten Kapi-

tal entfallen 8,5 Mrd. € auf Genossenschaftsanteile. Vgl. BVR (2010), S. 39. 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis von BVR (2010), S. 38 f. *) Das ge-
zeichnete Kapital wurde um die stillen Beteiligungen bereinigt. 

Abb. 1:  Potentielle Eigenkapitalinstrumente des  FinanzVerbundes 
im Jahr 2009 (in Mrd. €) 
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2.1 Genossenschaftsanteile 

Die Mitgliedschaft in einer Genossenschaftsbank ist stets mit einer Be-

teiligung des Mitgliedes auf unterschiedlichen Ebenen verbunden. Die 

Mitglieder bringen Kapital in die eG ein und tragen einen Teil des unter-

nehmerischen Risikos. Im Gegenzug erhalten sie eine Kapitalvergütung, 

kommen in den Genuss der „förderwirtschaftlichen Leistungen“ der eG 

und können kollektiv am Willensbildungsprozess der Genossenschaft 

mitwirken, was insgesamt ihren MemberValue ergibt.3 Anders als im Fall 

der GmbH oder der AG hat das Genossenschaftsgesetz keinen Beteili-

gungsbegriff geprägt, der jede dieser Ebenen umfasst. In Ermangelung 

eines solchen Begriffes wird hierfür im Rahmen dieses Arbeitspapieres, 

dem allgemeinen Sprachgebrauch folgend, die Bezeichnung "Genos-

senschaftsanteil" verwendet. Die Kapitalbeteiligung über Genossen-

schaftsanteile ist untrennbar mit der Mitgliedschaft in der eG verknüpft: 

Auf der einen Seite endet sie zwingend mit dem Ende der Mitgliedschaft. 

Auf der anderen Seite kann sich das Mitglied nur durch die Beendigung 

seiner Mitgliedschaft vollständig aus der Kapitalbeteiligung zurückzie-

hen.4 Obwohl die Kapitalbeteiligung nicht zentraler Gegenstand, sondern 

lediglich „Ausfluß der Mitgliedschaft“5 ist, wird sie im Folgenden in den 

Fokus gerückt. 

Komponenten des Genossenschaftsanteils 

Der Genossenschaftsanteil lässt sich gedanklich in mehrere Komponen-

ten zerlegen, die im Folgenden dargestellt werden. Eine Übersicht liefert 

Abbildung 2. Die Grenzen der Kapitalbeteiligung mit Genossenschafts-

anteilen für das einzelne Mitglied werden durch den Geschäftsanteil de-

terminiert. Zwar handelt es sich hierbei laut Gesetz um „den Betrag, bis 

zu welchem sich die einzelnen Mitglieder mit Einlagen beteiligen kön-

nen“6, doch kann die Satzung sowohl die Möglichkeit als auch die Plicht 

einer Beteiligung mit mehreren Geschäftsanteilen vorsehen. Räumt sie 

den Mitgliedern die Möglichkeit der Mehrfachbeteiligung grundsätzlich 

ein, kann sie eine Höchstgrenze zulässiger Geschäftsanteile pro Mitglied 

                                                   
3
  Zum MemberValue-Konzept vgl. THEURL (2002), S. 84-86; THEURL (2005), 

S.139; THEURL (2010), S. 337 f. Wenngleich investierende Mitglieder per De-

finition förderuntauglich sind [vgl. KOBER (2010), S.40], gelten die gesetzli-

chen Regelungen, auf die im Folgenden Bezug genommen wird, gleicher-

maßen für ordentliche und investierende Mitglieder. Eine Differenzierung 

zwischen beiden Mitgliederkategorien erübrigt sich daher. 
4
  Vgl. hierzu die weiteren Ausführungen dieses Kapitals. 

5
  RGZ 87, 408, 409. 

6
  § 7 Nr. 1 S. 1 Hs. 1 GenG. 
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vorsehen, muss dies aber nicht zwingend.7 Die Höhe der tatsächlich 

eingebrachten Einlagen, mit denen das Mitglied an der eG beteiligt ist, 

wird durch das Geschäftsguthaben quantifiziert. Das Genossenschafts-

gesetz sieht eine Pflichteinzahlung pro Geschäftsanteil vor, deren Höhe 

und Fälligkeit in der Satzung festgehalten werden müssen. Diese muss 

bei jeder Genossenschaft mindestens zehn Prozent des Geschäftsan-

teils betragen. Die Satzung kann jedoch auch die Einzahlung eines hö-

heren Betrages bis hin zur Volleinzahlung verlangen.8 So sieht bei-

spielsweise die vom DGRV herausgegebene Mustersatzung für Volks-

banken und Raiffeisenbanken eine Volleinzahlung vor, die unmittelbar 

mit dem Erwerb der Mitgliedschaft oder über einen festen Ratenzah-

lungsplan vorgenommen werden kann.9 Ob bzw. wann über die Pflicht-

einzahlung hinausgehende Einzahlungen auf den Geschäftsanteil zu 

leisten sind, entscheidet die Generalversammlung.10 Damit ist auch die-

ser Teil der ausstehenden Einzahlungen einforderbar und kann zu einer 

zukünftigen Kapitalbereitstellung der Mitglieder führen (vgl. Abb. 1). Für 

den Fall einer Insolvenz und den einer Überschuldung kann die Satzung 

eine Nachschusspflicht vorsehen. Diese kann sowohl auf eine festzule-

gende Haftsumme begrenzt, als auch unbegrenzt sein.11 Wird die Nach-

schusspflicht wie im Fall der o.g. DGRV-Mustersatzung auf eine Haft-

summe begrenzt, muss die Haftsumme mindestens die Höhe des Ge-

schäftsanteils betragen, kann durch die Satzung jedoch auch höher 

festgelegt werden.12 In Abbildung 2 wurde die gesetzlich vorgegebene 

Mindesthaftsumme unterstellt. 

Gewinn- und Verlustbeteiligung des Mitglieds 

Wie die Eigenkapitalgeber von Kreditinstituten anderer Rechtsformen, 

werden die Mitglieder einer Genossenschaftsbank üblicherweise regel-

mäßig in Form periodischer Ausschüttungen am Unternehmensgewinn 

                                                   
7
  Siehe § 7a Abs. 1, 2 GenG. Anzumerken ist, dass der Erwerb eines weiteren 

Geschäftsanteils, auch im Fall einer fehlenden durch die Satzung vorgege-
benen Obergrenze, der Zulassung durch ein dafür bestimmtes Gremium der 
eG bedarf, welches diesbezüglich nach freiem Ermessen unter Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes entscheiden darf. 

8
  Siehe § 7 Nr. 1 GenG.  

9
  Siehe § 37 Mustersatzung für Volksbanken und Raiffeisenbanken mit Vertre-

terversammlung, KORTE/SCHAFFLAND (2009), S. 110. 
10

  Siehe §§ 50, 87a Abs. 1 GenG. 
11

  Siehe § 6 Nr. 3 GenG. Die Nachschusspflicht kann neben dem Fall der In-
solvenz (§§ 105, 115b GenG) auch im Fall der Überschuldung beim Aus-
scheiden eines Mitglieds (§ 73 Abs. 2 GenG) und zur Abwendung einer In-
solvenz bei der Liquidation der eG (§ 87a) zum Tragen kommen. 

12
  Siehe § 119 GenG. Zur Regelung der Nachschusspflicht in der DGRV-

Mustersatzung siehe § 40 Mustersatzung für Volksbanken und Raiffeisen-
banken mit Vertreterversammlung, KORTE/SCHAFFLAND (2009), S. 111. 
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beteiligt, was die mittelbare Komponente des MemberValues darstellt. 

Gewinnausschüttungen können grundsätzlich nur in Höhe des ausschüt-

tungsfähigen Eigenkapitals erfolgen. Hierzu zählen der Jahresüber-

schuss, der Gewinnvortrag aus dem Vorjahr sowie gegebenenfalls auf-

gelöste Rücklagen. Über die Höhe der Gewinnausschüttungen entschei-

det grundsätzlich das Kollektiv der Mitglieder innerhalb der General- 

bzw. Vertreterversammlung. Erst mit ihrem Beschluss entsteht ein recht-

licher Anspruch des einzelnen Mitglieds auf den ihm zugewiesenen Ge-

winnanteil.13 Das Gesetz sieht vor, dass der dem Mitglied zugewiesene 

Anteil am Gewinn, ungeachtet einer etwaigen Auszahlungspräferenz des 

Mitglieds, solange dem Geschäftsguthaben zugeschrieben wird, bis es 

die Höhe des Geschäftsanteils erreicht hat.14 Das sich dadurch ergeben-

de Ausschüttungssperrvolumen ist in Abbildung 2 exemplarisch abge-

zeichnet. Diese Regelung findet sich auch in der Mustersatzung des 

DGRV wieder.15 Das Gesetz lässt jedoch grundsätzlich auch abwei-

chende Vorgaben zu. Hierbei muss lediglich gewährleistet sein, dass 

Gewinnzuweisungen vorrangig zur Aufholung von Geschäftsguthaben-

abschreibungen herangezogen werden.16  

Des Weiteren kann die eG Überschüsse aus dem Mitgliedergeschäft an 

die Mitglieder rückvergüten. Bei Genossenschaftsbanken kommen hier-

für vor allem Zinsrückvergütungen in Frage.17 Rechtlich betrachtet stellt 

diese Art der Überschussauszahlung keine Gewinnverteilung dar, da die 

Mitglieder lediglich zu viel bereitgestelltes Kapital zurückerhalten.18 Da-

her fällt die Festlegung einer Rückvergütung nicht wie im obigen Fall au-

tomatisch in den Kompetenzbereich der Generalversammlung, sondern 

in den des Vorstandes. Rückvergütungsansprüche seitens der Mitglieder 

bestehen grundsätzlich nicht.19 

                                                   
13

  Siehe § 19 Abs. 1 GenG. Vgl. außerdem HILLEBRAND/KEßLER (2010), Kom-

mentar zum GenG, § 20, Rn. 3-6. 
14

   Siehe § 19 Abs. 1 S. 3 GenG. 
15

  Siehe § 43 Abs. 1 S. 3 Mustersatzung für Volksbanken und Raiffeisenban-

ken mit Vertreterversammlung, KORTE/SCHAFFLAND (2009), S. 111. 
16

  Siehe § 19 Abs. 2 GenG. 
17

  Vgl. MÄNDLE/SWOBODA (1992), S. 556. 
18

  Vgl. außerdem HILLEBRAND/KEßLER (2010), Kommentar zum GenG, § 19, 

Rn. 9 f. 
19

  Vgl. PÖHLMANN/FANDRICH/BLOEHS (2007), Kommentar zum GenG, § 19, Rn. 

16. 
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Die Verteilung von Verlusten erfolgt analog zur Gewinnverteilung. Diese 

werden, soweit sie nicht durch einen Gewinnvortrag oder Rücklagenauf-

lösungen gedeckt sind, in Folge der Feststellung des Jahresabschlusses 

auf die Mitglieder verteilt. Die Verlustverteilung erfolgt durch eine Ab-

schreibung auf das Geschäftsguthaben.20 Ist dieses aufgezehrt, müssen 

die Mitglieder darüber hinaus unter Umständen ausstehende Einzahlun-

gen auf ihren Geschäftsanteil oder Nachschüsse leisten (s.o.). 

 

Auszahlungsansprüche des Mitglieds auf das Beteiligungskapital 

Wird die Genossenschaft aufgelöst, haben die Mitglieder grundsätzlich 

einen anteiligen Anspruch auf das Vermögen der Genossenschaftsbank, 

sofern die Satzung nicht eine andere Verwendung vorsieht.21 Falls die in 

der Auflösung befindliche Genossenschaft nicht entsprechend hoch 

überschuldet ist, kann der ausgezahlte Betrag das Geschäftsguthaben 

                                                   
20

  Siehe § 19 GenG. 
21

  Siehe §§ 91, 92 GenG. 
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sogar übersteigen. Im Fall der Unternehmensfortführung hat das Mitglied 

jedoch grundsätzlich keinen Anspruch auf die Auszahlung seines Ge-

schäftsguthabens. Ein solcher entsteht erst bei Beendigung der Mit-

gliedschaft oder der Kündigung eines freiwillig erworbenen Geschäftsan-

teils unter Verrechnung zuzuweisender Gewinnzuschreibungen oder 

Verlustabschreibungen.22 Der dem Mitglied nach dieser Verrechnung 

letztendlich zustehende Betrag wird als Auseinandersetzungsguthaben 

bezeichnet.  

Da die Beendigung der Mitgliedschaft in der Regel einen Kapitalabfluss 

durch die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens verursacht, 

kann das kurzfristige Ausscheiden vieler Mitglieder zu einem Liquiditäts-

engpass bei der Genossenschaft führen.23 Die Mitgliedschaft kann durch 

verschiedene Ereignisse beendet werden. Zu den Ereignissen, bei de-

nen es zu einem Mittelabfluss kommt, zählen die ordentliche und außer-

ordentliche Kündigung durch das Mitglied, die Kündigung durch einen 

Gläubiger des Mitglieds, der Tod des Mitglieds und dessen Ausschluss 

aus der eG.24 Außer im Fall der ordentlichen Kündigung durch das Mit-

glied besteht grundsätzlich nicht die Gefahr einer signifikanten Häufung 

von Austritten, die sich der Kontrolle der eG entziehen. Das ordentliche 

Kündigungsrecht der Mitgliedschaft kann vor allem in für das Unterneh-

men wirtschaftlich schlechten Zeiten, in denen der anderweitige Einsatz 

der an die eG gebundenen Mittel einen größeren Nutzen für das Mitglied 

stiftet, zu Austrittswellen führen. Dies gilt analog für das Recht zur Kün-

digung einzelner Geschäftsanteile, sofern diese einen hinreichend ho-

hen Anteil am Geschäftsguthaben ausmachen.  

Das Genossenschaftsgesetz enthält drei Satzungsstellschrauben, derer 

man sich zur Vermeidung eines kurzfristigen Mittelabzuges bedienen 

kann. Eine besteht in der Festlegung der Frist zur Kündigung der Mit-

gliedschaft oder einzelner Geschäftsanteile. Diese muss mindestens drei 

Monate und kann bis zu fünf Jahre betragen.25 Eine längere Kündigungs-

frist gibt der eG Zeit zur Rekapitalisierung und zur Neuallokation ihrer 

Mittel. Die zweite Möglichkeit besteht in der Beschränkung der Auszah-

lung des Auseinandersetzungsguthabens. Dessen Auszahlung wird, so-

fern statuarisch nicht anders geregelt, sechs Monate nach Ablauf der 

                                                   
22

  Siehe § 73 Abs. 1 u. 2 GenG. 
23

  Eine Ausnahme bildet hier die Beendigung der Mitgliedschaft durch die voll-

ständige Übertragung des Geschäftsguthabens auf ein anderes Mitglied. 

Siehe hierzu § 76 Abs. 1 GenG. 
24

  Siehe §§ 65-68, 77, 77a GenG. 
25

  Siehe § 65 Abs. 2 S. 2 GenG. 
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Kündigungsfrist fällig. In der Satzung können sowohl die Voraussetzun-

gen und Modalitäten als auch die Frist der Auszahlung des Auseinan-

dersetzungsguthabens abweichend geregelt werden.26 Somit ist nicht 

nur eine längere Auszahlungsfrist, sondern auch ein Zustimmungsvor-

behalt anderer Genossenschaftsorgane zur Auszahlung denkbar.27 Drit-

tens ist die Einführung eines sog. Mindestkapitals möglich. Hierbei han-

delt es sich um eine Eigenkapitalschwelle, in Folge deren Unterschrei-

tung die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens solange aus-

gesetzt wird, bis sie wieder erreicht worden ist.28 

 

2.2 Rücklagen 

Im Folgenden werden die unabhängig vom Bilanzierungsregime zu bil-

denden Rücklagentypen der Genossenschaftsbank systematisiert. Einen 

Überblick liefert Abbildung 3. Die Spezifika der Bilanzierungsregime 

beim Ausweis von Rücklagen werden in Kapitel 3 behandelt.   

Zunächst ist zwischen offenen und stillen Rücklagen zu unterscheiden. 

Die offenen unterscheiden sich von den stillen Rücklagen dadurch, dass 

letztere nicht unmittelbar aus der Bilanz ersichtlich sind. Stille Rücklagen 

entstehen entweder durch die Überbewertung von Passiva oder die Un-

terbewertung von Aktiva in der Bilanz. Aufgrund der Tatsache, dass sie 

ihre Existenz der Über- bzw. Unterbewertung eines bestimmten Bilanz-

postens verdanken, lassen sie sich diesem eindeutig zuordnen. Ihr Fort-

bestehen und ihre Wertentwicklung sind an die weitere bilanzielle Be-

handlung dieses Postens gebunden. Das Ausmaß der Über- bzw. Un-

terbewertung hängt von der Wahl des Referenzwertes ab. Eine objektive 

Quantifizierung der stillen Rücklagen gestaltet sich daher in vielen Fällen 

schwierig. Stille Rücklagen können sowohl Resultat der Ausübung eines 

bilanziellen Bewertungs- oder Ansatzwahlrechtes als auch bilanzrecht-

lich obligatorisch sein. Während die obligatorischen stillen Rücklagen 

nur über den Zu- oder Abgang der ihnen zuordenbaren Bilanzposten 

kontrolliert werden können und damit nicht unmittelbar beeinflussbar 

                                                   
26

  Siehe § 73 Abs. 2 S. 2 und Abs. 4 GenG. Abweichende Regelungen, die die 

Auszahlungsvoraussetzungen oder den Auszahlungszeitpunkt betreffen, 

dürfen allerding nicht allein von der Entscheidung des Vorstands abhängig 

gemacht werden.  
27

  Vgl. PÖHLMANN/FANDRICH/BLOEHS (2007), Kommentar zum GenG, § 73, Rn. 

11. Die Zustimmung darf hierbei gemäß § 73 Abs. 4 S. 2 GenG nicht allein 

vom Vorstand abhängen. 
28

  Siehe § 8a GenG. 
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sind, stellen die nicht-obligatorischen stillen Rücklagen einen zentralen 

Gegenstand der Bilanzpolitik der eG dar.29 

Zu den offenen Rücklagen der Genossenschaftsbank lassen sich die 

Kapitalrücklage und die Ergebnisrücklagen zählen. Die Kapitalrücklage 

umfasst die Zahlungen der Mitglieder, die über die Einzahlungen auf den 

Geschäftsanteil hinausgehen. Hierzu zählen beispielsweise Gelder, die 

beim Eintritt des Mitgliedes in die eG von diesem erhoben werden. Die 

Kapitalrücklage ist hinsichtlich ihres Volumens in der Regel nur von un-

tergeordneter Bedeutung für Genossenschaftsbanken.30 Den Ergebnis-

rücklagen werden die einbehaltenen Gewinne der eG zugeführt. Das 

Genossenschaftsgesetz definiert zwei Formen von Ergebnisrücklagen: 

die verpflichtend zu installierende gesetzliche Rücklage und den optional 

einzurichtenden Beteiligungsfonds. Darüber hinaus können durch Sat-

zung oder Bilanzrecht andere Ergebnisrücklagen vorgesehen sein.  

Die gesetzliche Rücklage unterliegt der Zweckbindung der Verlustde-

ckung. Obschon ihre Einrichtung zwingend ist, bestehen hinsichtlich ih-

rer Ausgestaltung nur wenige gesetzliche Vorgaben. So muss in der 

Satzung mindestens ein Anteil am Jahresüberschuss definiert werden, 

der bis zur Erreichung eines ebenfalls in der Satzung festzulegenden 

Mindestbetrages in die gesetzliche Rücklage eingestellt wird. Hinsicht-

lich der konkreten Höhe bestehen von Seiten des Gesetzes keine Vor-

gaben. Über die Verlustabschreibung der gesetzlichen Rücklage hat die 

General- bzw. Vertreterversammlung zu beschließen.31 Bei der Verlust-

allokation sind die gesetzlichen Rücklagen gegenüber dem Geschäfts-

guthaben somit nicht zwingend vorrangig heranzuziehen.  

Beim Beteiligungsfonds handelt es sich um eine Ergebnisrücklage, die 

der Beteiligung der Mitglieder am Vermögenszuwachs beim Ausschei-

den aus der eG dient. Im Rahmen der Auseinandersetzung erhält das 

Mitglied, sofern es seinen Geschäftsanteil voll eingezahlt hat und alle 

gegebenenfalls bestehenden weiteren statuarischen Bedingungen er-

füllt, einen anteiligen Anspruch auf das im Beteiligungsfonds gebildete 

Kapital.32 Dieser – wenn auch nur bedingte - Anspruch des einzelnen 

Mitglieds ist atypisch für Rücklagen. Typischerweise stehen diese weder 

                                                   
29

  Vgl. KÜTING (1995), S. 2-4. 
30

  Vgl. DGRV (2010), S. 109, Rn. 1132 f. 
31

  Siehe § 7 Nr. 2 GenG. Vgl. dazu : HILLEBRAND/KEßLER (2010), Kommentar 

zum GenG, § 7, Rn. 34. 
32

  Siehe § 73 Abs. 3 GenG. Ein Praxisbeispiel für die Einrichtung eines Beteili-

gungsfonds bei einer Genossenschaftsbank beschreiben BLISSE/SCHÄFF 

(2009). 
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in der Verfügungsmacht einzelner Mitglieder der eG, noch in der Verfü-

gungsmacht externer Kapitalgeber. 

 

 

2.3 Mezzanine-Kapital 

Stille Beteiligungen 

Neben der offenen Beteiligung an einer Genossenschaft über Genos-

senschaftsanteile besteht, sofern es die Satzung zulässt, die Möglichkeit 

zur stillen Beteiligung. Das charakteristische Merkmal einer stillen Betei-

ligung ist, dass ihr Inhaber – der stille Gesellschafter - nach außen nicht 

in Erscheinung treten muss. Ein stiller Gesellschafter leistet eine Kapi-

taleinlage und erhält im Gegenzug eine Gewinnbeteiligung.33 Eine Ver-

lustbeteiligung ist ebenfalls möglich, kann jedoch vertraglich ausge-

schlossen werden.34 Ist sie es nicht, trägt der stille Gesellschafter Verlus-

te maximal bis zur Höhe seiner Einlage.35 Eine Nachschusspflicht ist ge-

                                                   
33

  Vgl. PERRIDON/STEINER/RATHGEBER (2009), S.362 f. 
34

  Siehe § 231 Abs. 2 HS.1 HGB. 
35

  Siehe § 232 Abs. 2 S.1 HGB. 

Quelle:  Eigene Darstellung in Anlehnung an: BAETGE/KIRSCH/THIELE 
(2009), S. 486.   

Rücklagen 

Kapital-
rücklage 

Ergebnis-
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Abb. 3: Rücklagen der Genossenschaftsbank 
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setzlich ausgeschlossen.36 Eine stille Beteiligung kann vertraglich auf ei-

nen bestimmten Zeitraum begrenzt sein. In diesem Fall steht dem stillen 

Gesellschafter grundsätzlich kein ordentliches Kündigungsrecht zu. Un-

terliegt die stille Beteiligung nicht von vorneherein einer Höchstdauer, 

kann der Gesellschaftsvertrag eine Mindestdauer vorsehen, innerhalb 

der der stille Gesellschafter nicht ordentlich kündigen kann.37  

In der Literatur werden zwei Arten stiller Gesellschaften unterschieden: 

die typische und die atypische stille Gesellschaft. Eine typische stille 

Gesellschaft zeichnet sich durch zwei wesentliche Eigenschaften aus. 

Zum einen hat ihr Inhaber beim Ausscheiden aus der Gesellschaft ledig-

lich einen Rückzahlungsanspruch auf seine Einlage. Zum anderen ist sie 

nicht mit einer Beteiligung an der Geschäftsführung verbunden. Entspre-

chend beinhaltet die atypische stille Beteiligung einen Anspruch am Un-

ternehmensvermögen und/oder berechtigt zur Teilhabe an der Ge-

schäftsführung.38 Grundsätzlich sind sowohl typische als auch atypische 

Beteiligungen an Genossenschaftsbanken möglich. Eine Beteiligung stil-

ler Gesellschafter an der Geschäftsführung ist bei ihnen jedoch ausge-

schlossen, da dies gegen den Fördergrundsatz und das Prinzip der Lei-

tungsautonomie des Vorstandes verstieße.39  

Da die Fördertauglichkeit in der Regel kein Kriterium für die Zulassung 

eines stillen Gesellschafters ist, können sich über stille Beteiligungen 

auch Personen an der eG beteiligen, die für eine Mitgliedschaft nicht in 

Frage kämen und die ein isoliertes Gewinninteresse haben. Dadurch 

entstehende Zielkonflikte mit den Mitgliedern sind im Einzelfall mit dem 

gewonnenen Finanzierungsspielraum abzuwägen.40 Dem tatsächlich 

einbrachten Kapitalvolumen nach zu urteilen, haben stille Beteiligungen 

für den kreditgenossenschaftlichen Sektor bisher nur eine untergeordne-

te Bedeutung. Im Jahr 2009 machten sie lediglich ca. vier Prozent des 

                                                   
36

  Vgl. SCHMIDT (2007b), Kommentar zum HGB, § 235, Rn. 35, 61. 
37

  Siehe § 234 Abs. 1 S. 1 i.V.m § 132 HGB. Zu den Einschränkungsmöglich-

keiten des Kündigungsrechtes vgl. Schmidt (2007a), Kommentar zum HGB, 

§ 132, Rn. 25-27. Für eine ähnliche Beschreibung des ordentlichen Kündi-

gungsrechtes vgl. BEUTHIEN (2003), S. 15, Fußnote 8. 
38

  Vgl. BAETGE/KIRSCH/THIELE (2009), S. 509; ähnlich auch: BEUTHIEN (2003), 

S. 14 f. 
39

  Vgl. HILLEBRAND/KEßLER (2010), Kommentar zum GenG, § 1, Rn. 116. 
40

  Zum Abwägungskalkül vgl. HILLEBRAND/KEßLER (2010), Kommentar zum 

GenG, § 1, Rn. 116. 
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konsolidierten gezeichneten Kapitals des genossenschaftlichen Finanz-

Verbundes aus.41  

Genussrechtskapital 

Die Emittenten von Genussrechtskapital gewähren den Käufern be-

stimmte Gläubigerrechte gegen die Bereitstellung von Kapital. Da jedoch 

keine gesetzliche Standardisierung existiert, lassen sich Genussrechte 

grundsätzlich beliebig ausgestalten. Sie umfassen üblicherweise einen 

Anteil am Unternehmensgewinn, seltener auch am Liquidationserlös. Ei-

ne Beteiligung am Liquidationserlös ist weniger verbreitet, da sie in 

Kombination mit einer Gewinnbeteiligung dazu führt, dass die Kapitalbe-

reitstellungsentgelte an die Genussrechtsinhaber steuerlich nicht mehr 

als Betriebsausgaben anerkannt werden. Laufzeiten und Kündigungs-

rechte sind ebenfalls individuell ausgestaltbar. Der Genussrechtsinhaber 

trägt die Verluste des Unternehmens in der Regel bis zur vollen Höhe 

des Genussrechtskapitals mit.42 Da Genussrechte schuldrechtlicher Na-

tur sind und damit grundsätzlich nur Gläubigerrechte umfassen können, 

kommen Mitbestimmungsrechte hierfür grundsätzlich nicht in Frage.43  

Nachrangige Verbindlichkeiten 

Das wesentliche Charakteristikum nachrangiger Verbindlichkeiten ist, 

dass sie mit einer sogenannten Nachrangabrede versehen sind. Das 

bedeutet, es wurde vertraglich vereinbart, dass die nachrangige Verbind-

lichkeit im Insolvenzfall erst nach allen Verbindlichkeiten bedient wird, 

die keine Nachrangabrede aufweisen.44 Nachrangige Verbindlichkeiten 

müssen jedoch nicht zwingend mit dem Geschäftsguthaben auf einer 

Stufe stehen und letztrangig sein. Sollte das Reinvermögen bei der Li-

quidation der eG nicht reichen um die Forderungen der Gläubiger voll-

ständig zu decken, werden die nachrangigen Verbindlichkeiten bis zur 

vollen Höhe zur Verlustdeckung vereinnahmt bevor die anderen Ver-

bindlichkeiten hierzu herangezogen werden. Sie tragen daher ein erhöh-

                                                   
41

  Eigene Berechnung auf Grundlage von BVR (2010), S. 39. Vgl. dazu Abbil-

dung 1. Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass sowohl der DZ BANK Konzern, 

als auch der WGZ BANK Konzern zum Konsolidierungskreis des konsolidier-

ten Jahresabschlusses zählen. Daher kann keine Aussage darüber getroffe-

nen werden, wie hoch der Anteil von Genossenschaften an den stillen Betei-

ligungen des FinanzVerbundes ist. 
42

  Vgl. PERRIDON/STEINER/RATHGEBER (2009), S. 422. Zur steuerlichen Aner-

kennung siehe §8 Abs. 3 S.2 KStG, vgl. dazu STRIEDER (2000), S. 221. 
43

  Vgl. dazu : HILLEBRAND/KEßLER (2010), Kommentar zum GenG, § 1, Rn. 117-

119. 
44

  Vgl. KRUMNOW et al. (1994), Kommentar zum BiRiLiG und zur RechKredV, § 

4 RechKredV, S. 791, Rn. 2. 
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tes Verlustrisiko und ähneln diesbezüglich eher idealtypischem Eigen- 

als idealtypischem Fremdkapital. Im Gegensatz zu Genussrechts- und 

stillem Beteiligungskapital weist es im Übrigen jedoch grundsätzlich die 

Eigenschaften von Fremdkapital auf. Als nachrangige Verbindlichkeiten 

kommen bei Kreditgenossenschaften z.B. aufgenommene Darlehen o-

der begebene Schuldverschreibungen in Frage.45 

 

3 Kapitalklassifikation im Bilanz- und Aufsichtsrecht 

3.1 Bilanzrecht: HGB 

3.1.1 Abgrenzungssystematik 

Das HGB enthält keine Vorschriften, die die Abgrenzung von Eigen- und 

Fremdkapital unmittelbar und abschließend regeln. Somit enthält es 

auch keinerlei Abgrenzungskriterien zur trennscharfen Unterscheidung 

von Finanzinstrumenten in Eigen- und Fremdkapital. Gleichwohl zählt es 

im Rahmen einer Gliederungsvorschrift für die Bilanz von Kapitalgesell-

schaften typische Positionen des Eigen- und Fremdkapitals auf und be-

inhaltet diesbezüglich Anpassungsvorschriften für die eG.46 Den in die-

ser Bilanzgliederung enthaltenen Passivpositionen lassen sich jedoch 

nicht alle Finanzierungsinstrumente eindeutig zuordnen. Dies gilt natur-

gemäß vor allem für hybride Kapitaltitel. Zwar lässt das HGB die Bildung 

weiterer Posten zu, gibt jedoch keine Hinweise zur Zuordnung zum Ei-

gen- oder Fremdkapital.47 Für eine sich auf das Bilanzrecht stützende 

Zuordnung ist daher in solchen Fällen grundsätzlich eine hermeneuti-

sche Auslegung der für die Bilanzierung der Passivposten relevanten 

Rechtsvorschriften notwendig. Diese kann jedoch aufgrund bestehender 

Interpretationsspielräume zu unterschiedlichen Ergebnissen führen. Als 

weithin akzeptiert gilt der auf diesem Wege vom IDW entwickelte Kriteri-

enkatalog zur Klassifizierung von Genussrechten, der sich auch auf an-

dere Finanzierungsformen anwenden lässt. Hiernach kann ein Finan-

zinstrument als Eigenkapital  klassifiziert werden, wenn die folgenden 

vier Kriterien kumulativ erfüllt werden:48 

- Nachrangigkeit (im Konkurs- oder Liquidationsfall),  

                                                   
45

  Vgl. DGRV (2010), S. 83, Rn. 1020 f. Zur Möglichkeit der Nutzung nachran-

giger Darlehen zur Eigenkapitalbeschaffung bei Genossenschaften vgl. 

STRIEDER (2000), S. 223 f. 
46

  Siehe §§ 266, 337 HGB.  
47

  Siehe § 265 Abs. 5 S. 2 HGB.  
48

  Vgl. IDW(1994), S. 420. 
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- Erfolgsabhängigkeit der Vergütung,  

- Teilnahme am Verlust bis zur vollen Höhe, 

- Längerfristigkeit der Kapitalüberlassung. 

Für Kreditinstitute und damit auch für Genossenschaftsbanken sieht das 

HGB eine modifizierte, ihren Spezifika Rechnung tragende, Bilanzgliede-

rung vor.49 Diese wird per Rechtsverordnung – der RechKredV erlassen 

und sieht ebenfalls Anpassungen für Kreditinstitute in der Rechtsform 

der eG vor.50 Wenngleich auch hier das Problem besteht, dass unmög-

lich alle denkbaren Variationen aller Finanzinstrumente den in der Glie-

derung enthaltenen Passivposten zweifelsfrei zuordenbar sind, so er-

laubt sie zumindest eine eindeutige Zuordnung der wichtigsten Mezzani-

neformen. Daher sind die o.g. Kriterien für Genossenschaftsbanken eher 

minder relevant. Die von der RechKredV vorgegebene Gliederung für 

Genossenschaftsbanken ist in Abbildung 4 in verkürzter Form darge-

stellt.  

 

                                                   
49

  Siehe § 340a Abs. 2 S. 2.  
50

  Siehe §§ 21-27 u. Formblatt 1 RechKredV. 

Abb. 4: Verkürzte Bilanzgliederung der Genossenschaftsbanken 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der RechKredV 

1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
2. Verbindlichkeiten gegenüber Kunden    
3. Verbindlichkeiten gegenüber Zahlungsinstituten 
4. Sonstige Verbindlichkeiten 
5. Rechnungsabgrenzungsposten 
6. Rückstellungen 
7. Passive latente Steuern 
8. (weggefallen) 
9. Nachrangige Verbindlichkeiten 
10. Genussrechtskapital 
11. Fonds für allgemeine Bankrisiken 
12. Eigenkapital 

a)  Gezeichnetes Kapital 
b)  Kapitalrücklage 
c)  Ergebnisrücklagen 

ca)  gesetzliche Rücklage 
cb)  andere Ergebnisrücklagen 
cc)  Freizeile z.B. für Rücklage nach § 73 Abs. 3 GenG 

(„Beteiligungsfonds“) 
d)  Bilanzgewinn/Bilanzverlust 
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3.1.2 Klassifizierung der genossenschaftlichen Kapitalelemente 

Genossenschaftsanteile 

Da es sich beim Eigenkapital um eine Residualgröße handelt, kann der 

Genossenschaftsanteil nur in der Höhe bilanziell angerechnet werden, in 

der ihm Vermögenswerte auf der Aktivseite gegenüberstehen. Da das 

Geschäftsguthaben über Einzahlungen und Gewinnzuweisungen gebil-

det wird, erfüllt es diese Voraussetzung in voller Höhe. Das Geschäfts-

guthaben wird in der Bilanz von Genossenschaftsbanken anders als bei 

Genossenschaften anderer Geschäftsfelder nicht als Geschäftsgutha-

ben, sondern unter dem Posten Gezeichnetes Kapital ausgewiesen (vgl. 

Abb.4).51 

Den übrigen Komponenten des Genossenschaftsanteils liegen hingegen 

keine Einzahlungen oder Einlagen in der Vergangenheit zugrunde. Ein 

Ausweis auf der Passivseite käme demnach nur in Frage, wenn sie 

gleichzeitig eine Forderung darstellen. Dies ist weder für die Haftsumme, 

noch für die nicht eingeforderten Einzahlungen auf den Geschäftsanteil 

der Fall. Rückständige fällige Einzahlungen auf den Geschäftsanteil 

können hingegen auf der Aktivseite als Forderung bilanziert werden und 

wären damit dem gezeichneten Kapital und damit auch dem Eigenkapi-

tal hinzuzurechnen. Maßgeblich für ihre Anrechenbarkeit ist, dass sie 

zum Bilanzstichtag fällig sind.52  Es bleibt damit festzuhalten, dass nur 

ein Teil der in Kapital 2.1 dargestellten Komponenten des Genossen-

schaftsanteils als Eigenkapital anerkannt wird.  

Rücklagen 

In der Bilanz werden – per Definition - nur offene Rücklagen ausgewie-

sen. Selbst die vom HGB ausdrücklich für Kreditinstitute vorgesehenen 

stillen Vorsorgereserven werden in der Bilanz nicht erfasst.53 Offene 

Rücklagen werden grundsätzlich vollumfänglich in der Bilanz ausgewie-

sen (vgl. Abb. 4 Bilanzposten Nr. 12 b,c).  

Einen besonderen Fall stellt der Fonds für allgemeine Bankrisiken dar 

(vgl. Abb. 4 Bilanzposten Nr. 11). Neben der Umwidmung von Pau-

schalwertberichtigungen kann dieser auch zu Lasten des Jahresergeb-

                                                   
51

  Siehe § 25 Abs.1 S. 1,2 RechKredV. 
52

  Zur Behandlung der fälligen ausstehenden Einzahlungen auf den Ge-

schäftsanteil siehe § 272 i.V.m § 337 Abs. 1 HGB. Anschauliche Rechenbei-

spiele zur Ermittlung der fälligen Einzahlungen liefert DGRV (2010), S. 102-

105, Rn. 1106-1110. 
53

  Die Bildung stiller Vorsorgereserven ist in § 340f HGB geregelt. 
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nisses erhöht werden. Im Hinblick auf die letztgenannte Quelle ist er mit 

einer Ergebnisrücklage vergleichbar. Die Erhöhung des Fonds zu Lasten 

des Jahresergebnisses stellt aus Sicht des HGB-Bilanzrechts jedoch 

anders als im Fall einer Einstellung in die Ergebnisrücklagen keine Ge-

winnverwendung dar. Daher obliegt die Entscheidung über freiwillige 

Zuweisungen nicht der General- bzw. Vertreterversammlung, sondern 

dem Vorstand. Dieser soll nach „vernünftiger kaufmännischer Beurtei-

lung“ über die freiwillige Zuweisungen entscheiden.54 Dem Fonds müs-

sen jedoch zwingend zehn Prozent der Nettoerträge des Handelsbe-

standes zugeführt werden, bis er 50 Prozent des durchschnittlichen Net-

toertrags der letzten fünf Jahre erreicht.55 Ungeachtet seines Rückla-

gencharakters wird er im Fremdkapital ausgewiesen. 

Mezzanine-Kapital 

Dem Posten „Gezeichnetes Kapital“ werden neben dem Geschäftsgut-

haben außerdem die Einlagen stiller Gesellschafter  hinzugerechnet, so-

fern die stille Beteiligung eine echte Gesellschafterstellung darstellt. Zur 

Prüfung dieser Voraussetzung wird in der Literatur auf die Anerken-

nungskriterien des Aufsichtsrechts verwiesen, die nach aktuellem Stand 

eine Verlustteilnahme bis zur vollen Höhe und eine Mindestdauer der 

Kapitalüberlassung von fünf Jahren fordert.56 Genussrechtskapital  wird 

hingegen unabhängig von der Erfüllung aufsichtsrechtlicher Anerken-

nungskriterien bilanzrechtlich als Fremdkapital ausgewiesen. Eine Diffe-

renzierung zwischen fremdkapitaltypischem und eigenkapitalähnlichem 

Genussrechtskapital erfolgt somit nicht. Genussrechtskapital wird 

grundsätzlich in einem eigenen separaten Bilanzposten erfasst, der na-

he beim Eigenkapital steht (vgl. Abb. 4, Bilanzposten Nr. 10).57  Gleiches 

gilt für nachrangige Verbindlichkeiten (vgl. Abb. 4, Bilanzposten Nr. 9). 

Entscheidend für den Ausweis unter diesem Bilanzposten ist die Exis-

tenz einer Nachrangabrede. Unabhängig davon stellen nachrangige 

Verbindlichkeiten in jedem Fall Fremdkapital dar. Zusammenfassend ist 

festzustellen, dass der überwiegende Teil des kreditgenossenschaftli-

chen Mezzanine-Kapitals kein Eigenkapital nach dem HGB darstellt. 

                                                   
54

  Siehe § 340g HGB. Vgl. außerdem DGRV (2010), S. 93 f, Rn. 1069-1073.  
55

  Siehe § 340e Abs. 4 HGB. 
56

  Siehe § 25 Abs.1 S. 2 RechKredV. Vgl. hierzu KRUMNOW et al. (1994), Kom-

mentar zum BiRiLiG und zur RechKredV, § 25 RechKredV, S. 952, Rn. 6. 

Für die relevanten  aufsichtsrechtlichen Anerkennungskriterien siehe  § 10 

Abs. 4 KWG. 
57

  Vgl. DGRV (2010), S. 91, Rn. 1054; BIEG (2010), S. 282 f. 
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3.2 Bilanzrecht: IFRS 

3.2.1 Abgrenzungssystematik 

Die IFRS beinhalten im Vergleich zum HGB nur wenige Mindestvorga-

ben für die Gliederung der Bilanz. Für die Abgrenzung von Eigen- und 

Fremdkapital haben sie keine praktische Bedeutung und werden im Fol-

genden daher nicht näher betrachtet. Charakteristisch für die IFRS ist 

die mit dem Schlagwort „substance over form“ verbundene Orientierung 

an festgelegten wirtschaftlichen Kriterien anstelle der juristischen Form.58 

Im Gegensatz zum HGB beinhalten die IFRS eine konkrete prinzipienge-

leitete Systematik zur Unterscheidung von Eigen- und Fremdkapital. 

Diese wird im Folgenden grundlegend erläutert.  

Einen ersten Ansatzpunkt für die Klassifizierung von Finanzinstrumenten 

liefert die allgemeine Definition der IFRS für Eigenkapitalinstrumente. 

IAS 32.11 definiert ein Eigenkapitalinstrument (equity instrument) grund-

sätzlich als einen „Vertrag, der einen Residualanspruch an den Vermö-

genswerten eines Unternehmens nach Abzug aller dazugehörigen 

Schulden begründet“. Unter der Voraussetzung, dass die Vermögens-

                                                   
58

  Siehe Conceptual Framework der IFRS, Tz. 4.6. Anzumerken ist diesbezüg-

lich, dass das Conceptual Framework im Gegensatz zu den eigentlichen 

Standards nicht durch eine EU-Richtlinie übernommen wurde und daher für 

den Anwender z.B. bei Auslegungsfragen nicht verbindlich ist. Es wird der-

zeit im Rahmen des Conceptual-Framework-Projektes des IASB sukzessiv 

überarbeitet. Dieser Abschnitt entspricht noch der alten Fassung des Con-

ceptual Frameworks von 1989. 

Abb. 5: Übersicht zur Eigenkapitalklassifikation nach dem HGB 
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werte des Unternehmens eindeutig zu identifizieren sind, impliziert diese 

Definition die Negativabgrenzung des Eigenkapitals gegenüber den 

Schulden bzw. dem Fremdkapital. Einen darüber hinaus gehenden ei-

genständigen Beitrag zur Klärung des Eigenkapitalbegriffs liefert sie je-

doch nicht, da sie mit der Bezugnahme auf die Schulden, deren Ab-

grenzbarkeit gegenüber dem Eigenkapital bereits voraussetzt.59  

Die IFRS zählen die von ihnen berücksichtigten Eigen- und Fremdkapi-

talkategorien abschließend auf. Die Kriterien, die die verschiedenen Ka-

tegorien der Eigenkapitalinstrumente abgrenzen, stellen das exakte 

Spiegelbild der Abgrenzungskriterien der Fremdkapitalkategorien dar. 

Anhand der zahlreichen Negativformulierungen, die zur Abgrenzung der 

Eigenkapitalkategorien verwendet werden, wird die der obigen Definition 

innewohnende Negativabgrenzung evident.60 Aufgrund dieser Negativa-

bgrenzungssystematik werden im Folgenden zu Gunsten einer einfache-

ren Darstellung zunächst die Fremdkapitalkategorien dargestellt und auf 

dieser Grundlage die Voraussetzungen für eine Klassifizierung als Ei-

genkapitalinstrument aufgezeigt. Die Fremdkapitalkategorien und die 

ihnen zugeordneten Gliederungspunkte des IAS 32.11 sind Tabelle 1 zu 

entnehmen. Das Kriterium der Zahlungsverpflichtung, welches das 

Fremdkapital der obersten Kategorie in Tabelle 1 kennzeichnet, nimmt 

hierbei eine zentrale Rolle ein, da es im Regelfall für die Klassifizierung 

eines Finanzinstruments als Fremdkapital ausschlaggebend ist. Verfügt 

das Unternehmen jedoch über ein uneingeschränktes Recht, sich dieser 

vertraglichen Zahlungsverpflichtung zu entziehen, liegt keine Zahlungs-

verpflichtung im Sinne dieses Kriteriums vor.61 Ein passivisches Finan-

zinstrument wird als Eigenkapitalinstrument deklariert, wenn es keiner 

der in Tabelle 1 enthaltenen Kategorien zuzuordnen ist. 

  

                                                   
59

  Vgl. LÜDENBACH/HOFFMANN (2011), § 20, Rz. 5. Lüdenbach bezeichnet die 

Eigenkapitaldefinition daher als zirkulär. 
60

  Siehe IAS 32.11 im Vergleich mit IAS 32.16. Die Kriterien werden im Fol-

genden leicht verkürzt dargestellt. 
61

  Siehe IAS 32.19. Die Auswirkung eines uneingeschränkten Rechts sich der 

Zahlungsverpflichtung zu entziehen ist hier nur indirekt formuliert. Für eine 

vergleichbare Darstellung siehe KPMG (2010), S. 87. 
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Tab. 1: Kategorien finanzieller Verbindlichkeiten nach IAS 32.11 

(a)i 
vertragliche Verpflichtungen zur Lieferung flüssiger Mittel oder 
anderer Vermögenswerte. 

(a)ii 
vertragliche Verpflichtungen zum potentiell nachteiligen 
Tausch finanzieller Vermögenswerte oder finanzieller Verbind-
lichkeiten. 

(b)i 
nicht-derivative Finanzinstrumente, die eine vertragliche Ver-
pflichtung zur Lieferung einer variablen Anzahl eigener Anteile 
enthalten. 

(b)ii 

Derivate, die nicht durch Austausch eines festen Betrages an 
flüssigen Mitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerte 
gegen eine feste Anzahl von Eigenkapitalinstrumenten erfüllt 
werden müssen oder können. 

Quelle:  Eigene vereinfachte Darstellung auf Grundlage von IAS 32.16 

 

Des Weiteren ist ein nach dieser Abgrenzungssystematik grundsätzlich 

als Fremdkapital eingestuftes Finanzinstrument dennoch als Eigenkapi-

talinstrument auszuweisen, wenn es von bestimmten Ausnahmerege-

lungen betroffen ist. Ausnahmeregelungen bestehen für bestimmte 

kündbare Finanzinstrumente und solche, die eine Beteiligung am Netto-

vermögen im Liquidationsfall vorsehen. Einen Überblick über die sich 

damit ergebende Abgrenzungssystematik der IFRS liefert Abbildung 6.  

Ausnahmeregelungen 

Die Ausnahmeregelungen für bestimmte kündbare Instrumente sind ins-

besondere für Personengesellschaften relevant, da  Gesellschaftsanteile 

grundsätzlich kündbar und mit einem Abfindungsanspruch verbunden 

sind, was wiederum zu einer grundsätzlichen Klassifizierung als finanzi-

elle Verbindlichkeit nach Maßgabe der oben dargestellten Abgrenzungs-

systematik führt.62 Ein kündbares Finanzinstrument wird als Eigenkapi-

talinstrument anerkannt, wenn es die in Tabelle 2 aufgeführten Kriterien 

kumulativ erfüllt. Zusätzlich dürfen auf Seiten des bilanzierenden Unter-

nehmens keine weiteren Verträge existieren, die den Residualanspruch 

der letztrangigen Kapitalklasse abschöpfen oder fixieren. Hierdurch soll 

der Missbrauch der Ausnahmeregelung vermieden werden.63 

                                                   
62

  Siehe § 723 BGB.  
63

  Siehe IAS 32.16B. Vgl. dazu BAETGE/KIRSCH/THIELE (2009), S. 515. Auf eine 

nähere Darstellung dieser Regelung wurde an dieser Stelle verzichtet, da sie 

nicht das Finanzinstrument, sondern dessen Emittenten betrifft. 
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Tab. 2: Anerkennungskriterien für kündbares Kapital nach IAS 32.16A 

(a) 
Im Liquidationsfall besteht ein beteiligungsproportionaler An-
spruch am Nettovermögen des Unternehmens. 

(b) 
Das Finanzinstrument ist gegenüber allen anderen Finanzinstru-
menten im Liquidationsfall nachrangig. 

(c) 
Die Finanzinstrumente der letztrangigen Kapitalklasse sind iden-
tisch ausgestaltet. 

(d) 
Das Finanzinstrument beinhaltet keine weiteren Zahlungsver-
pflichtungen. 

(e) 
Die dem Finanzinstrument zurechenbaren Cashflows hängen 
von der Performance des Unternehmens ab. 

Quelle:  Vereinfachte Darstellung auf Grundlage von IAS 32.16A in Anlehnung 
an LÜDENBACH/HOFFMANN (2011), Kommentar zur IFRS-Bilanz, § 20, 
Rz. 29; BAETGE/KIRSCH/THIELE (2009), S. 514 f.  

 

Die Kriterien für die Anwendung der Ausnahmeregelung für Finanzin-

strumente, die eine Beteiligung am Nettovermögen im Liquidationsfall 

vorsehen, entsprechen im Wesentlichen den ersten drei der in Tabelle 2 

enthaltenen Kriterien und müssen ebenfalls kumulativ erfüllt werden. 

Auch für diese Kategorie von Finanzinstrumenten sehen die IFRS eine 

entsprechende Klausel zur Vermeidung des Missbrauchs der Ausnah-

meregelung vor.64 

Die Kapitalabgrenzung auf Grundlage von Ausnahmetatbeständen wird 

im Allgemeinen kritisch und nur als Übergangslösung betrachtet.65 Zu-

dem strebt das International Accounting Standards Board (IASB) – das 

internationale Expertengremium, welches die Standards entwickelt - 

langfristig eine Konvergenz mit den US-amerikanischen Rechnungsle-

gungsstandards - den US-GAAP - an.66 In den kommenden Jahren ist 

daher eine Überarbeitung der Standards zu erwarten.  

                                                   
64

  Siehe IAS 32.16C und 32.16D.  
65

  Beispielsweise betrachtet Schmidt die Ausnahmeregelungen als Ergebnis 

eines kurzfristigen Reparaturprojektes und kritisiert die Orientierung am Er-

gebnis der Abgrenzung anstatt an festgelegten Prinzipien. Vgl. hierzu 

SCHMIDT (2008), S. 439. 
66

  Dieses Projekt ist unter dem Namen „Financial Instruments with Characteris-

tics of Equity“ im Arbeitsplan des IASB zu finden. 
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3.2.2 Klassifizierung der genossenschaftlichen Kapitalelemente 

Genossenschaftsanteile 

Ebenso wie das HGB verstehen die IFRS das Eigenkapital als Residu-

algröße zwischen Vermögen und Schulden (s.o.). Durch die Systematik 

der Doppik bedingt kann der Genossenschaftsanteil daher auch hier po-

tentiell nur insoweit angerechnet werden, als ihm Aktiva gegenüberste-

hen. Dies ist – wie bereits in Kapital 3.1.2 ausgeführt - für Geschäftsgut-

haben stets der Fall. Den nicht eingezahlten Komponenten des Genos-

senschaftsanteils müsste nach analoger Argumentation eine Forderung 

gegenüberstehen, damit sie grundsätzlich für eine Kapitalklassifikation in 

Abb. 6: Kapitalklassifikation nach den IFRS 
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Frage kämen. Die Haftsumme kann nicht als Forderung bilanziert wer-

den, da die Höhe und die Notwendigkeit ihrer zukünftigen Inanspruch-

nahme unsicher sind.67 Ebenso können die nicht eingeforderten Einzah-

lungen auf den Geschäftsanteil nicht aktiviert werden, da sie nur durch 

die General- bzw. Vertreterversammlung eingefordert werden können 

und damit nicht in der unmittelbaren Verfügungsmacht der Genossen-

schaft stehen. Die eingeforderten ausstehenden Einzahlungen stellen 

hingegen grundsätzlich eine Forderung nach Maßgabe der IFRS dar.68 

Sie sind daher potentiell als Eigenkapital ausweisbar. Da die ausstehen-

den fälligen Einzahlungen „ausstehendes Geschäftsguthaben“ darstel-

len, sind sie in gleicher Weise wie das Geschäftsguthaben zu klassifizie-

ren. Auf sie wird daher im Folgenden nicht separat eingegangen. 

Die Anerkennung des Geschäftsguthabens als Eigenkapital hängt von 

der konkreten Ausgestaltung der Satzung ab. Genossenschaftsanteile 

sind gesetzlich mit einem ordentlichen Kündigungsrecht ausgestattet, 

dessen Ausübung zu einer Zahlungsverpflichtung in Höhe des Ausei-

nandersetzungsguthabens führt. Daher ist das Geschäftsguthaben 

grundsätzlich als finanzielle Verbindlichkeit zu klassifizieren, sofern das 

Unternehmen nicht über ein uneingeschränktes Recht verfügt, sich die-

ser vertraglichen Zahlungsverpflichtung zu entziehen. Ein solches Recht 

kann bei Genossenschaften nur statuarisch festgelegt werden. Grund-

sätzlich bestehen hierzu zwei Möglichkeiten, auf die bereits in Kapitel 

2.1 eingegangen wurde. Zum einen kann die Auszahlung des Auseinan-

dersetzungsguthabens unter den Zustimmungsvorbehalt des Unterneh-

mens gestellt werden. Zum anderen kann ein Mindestkapital festgelegt 

werden, bei dessen Unterschreitung die Auszahlung des Auseinander-

setzungsguthabens ausgesetzt wird.69 

Auch wenn das Geschäftsguthaben grundsätzlich als finanzielle Ver-

bindlichkeit zu klassifizieren ist, ist zu prüfen, ob die Bedingungen der 

Ausnahmeregelung für bestimmte kündbare Instrumente erfüllt sind 

                                                   
67

  Zu den Voraussetzungen für den Ansatz eines Vermögenswertes siehe 

Conceptual Framework der IFRS, Tz. 4.44. 
68

  Zu den Voraussetzungen zur Anerkennung als Vermögenswert siehe Con-

ceptual Framework der IFRS, Tz. 4.4 a. Zur Behandlung ausstehender Ein-

zahlungen im Allgemeinen vgl. BOHL/RIESE/SCHLÜTER (2009), IFRS-

Kommentar, § 12, Rn. 40. 
69

  Vgl. SCHMIDT (2008), S. 437; FENTZ/VON VOIGT (2007), S. 27. Die ebenfalls in 

das EU-Recht aufgenommenen Interpretationen der IFRS-

Rechnungslegungsstandards sehen diese beiden Möglichkeiten für den Fall 

von Genossenschaften ausdrücklich vor. Zur Zustimmungspflicht Siehe IF-

RIC 2.7, zum Mindestkapital siehe IFRIC 2.8. 
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(siehe Tab. 2). Während die Bedingungen b,c und d im Regelfall keine 

kritische Hürde darstellen, hängt die Erfüllung der anderen beiden wie-

derum entscheidend von der Satzungsausgestaltung ab. Bedingung a 

erfordert einen quotalen Anspruch am Nettovermögen im Liquidations-

fall. Einen solchen sieht das Genossenschaftsgesetz zwar grundsätzlich 

vor, räumt der eG jedoch die Möglichkeit ein, per Satzungsbeschluss ei-

nen alternativen Verteilungsschlüssel festzulegen oder die Vermögens-

verteilung an die Mitglieder ganz auszuschließen.70 Bedingung e fordert, 

dass die dem Genossenschaftsanteil zurechenbaren Zahlungsströme 

von der Performance des Unternehmens abhängen. Dies ist grundsätz-

lich fraglich, da die Mitglieder beim Ausscheiden aus der eG am in der 

Zwischenzeit generierten Vermögenszuwachs in der Regel nicht partizi-

pieren. Die Existenz eines Beteiligungsfonds würde hingegen grundsätz-

lich für eine Performanceabhängigkeit der Genossenschaftsanteile spre-

chen.71 

Rücklagen 

Da stille Rücklagen nicht unmittelbar aus der Bilanz ersichtlich sind, 

werden in der IFRS-Bilanz ebenso wie in der HGB-Bilanz nur offene 

Rücklagen ausgewiesen. Die IFRS sehen grundsätzlich keine Unter-

scheidung von Kapital- und Ergebnisrücklagen vor. Es müssen lediglich 

Art und Zweck jeder Rücklage in der Bilanz oder im Anhang beschrieben 

werden.72 Die Notwendigkeit der Trennung der Ergebnisrücklagen von 

der Kapitalrücklage ergibt sich aus ihrer Erwähnung im Genossen-

schaftsgesetz. Gleiches gilt für die gesetzliche Rücklage und den Betei-

ligungsfonds. Zusätzlich zu diesen sehen die IFRS die Bildung zwei wei-

terer bilanzregime-spezifischer Rücklagen vor. Hierbei handelt sich um 

die Neubewertungs- und die Zeitwertrücklage. In beiden werden Wer-

tänderungen bestimmter Vermögenswerte erfasst.73 Da die Bewertungs-

vorschriften der IFRS jedoch nicht Gegenstand des vorliegenden Beitra-

ges sind, wird auf die nähere Erläuterung ihrer Funktionen verzichtet. 

Rücklagen stellen nach den IFRS grundsätzlich Eigenkapital dar. Eine 

Ausnahme bilden lediglich die Beteiligungsfonds-Rücklagen, da sie einer 

Auszahlungsverpflichtung beim Ausscheiden von Mitgliedern unterlie-

gen. Steht die Auszahlung des Auseinandersetzungsguthabens weder 

unter dem Vorbehalt des Erhalts eines Mindestkapitals noch unter dem 

                                                   
70

  Siehe § 91 GenG. 
71

  Vgl. SCHMIDT (2008), S. 437; BAETGE/WINKELJOHANN (2008), S. 1521. 
72

  Siehe IAS 1.79. Vgl. außerdem EBNER ET AL. (2010), S. 238. 
73

  Eine Beschreibung der beiden IFRS-spezifischen Rücklagentypen liefert u.a. 

Ebner et al. (2010), S. 241. 
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Zustimmungsvorbehalt der eG ist sie analog zum Geschäftsguthaben als 

Fremdkapital auszuweisen.74 

Mezzanine-Kapital 

Mezzanine-Kapitaltitel sind in der Regel mit einer festen Laufzeit oder 

einem ordentlichen Kündigungsrechts des Inhabers ausgestattet (vgl. 

Kapitel 2.3). Beides führt zu einer Rückzahlungsverpflichtung, die eine 

Klassifikation als Eigenkapitalinstrument grundsätzlich ausschließt. Auch 

eine lange Laufzeit oder der Ausschluss der Kündigung für eine be-

stimmte Dauer ändern daran nichts.75 Theoretisch kann der Rückzah-

lungsanspruch vertraglich vermieden werden, indem eine „ewige Lauf-

zeit“ festgelegt und das Kündigungsrecht des Inhabers – sofern dies 

rechtlich zulässig ist - ausgeschlossen wird. Darüber hinaus muss die 

Vergütung der Kapitalbereitstellung von der Dividendenpolitik der eG 

abhängig gemacht werden, damit sie keine Rückzahlungsverpflichtung 

im Sinne der IFRS darstellt.76 Eine derartige Ausgestaltung ist beispiels-

weise im Fall von Genussrechtskapital oder Anleihen denkbar. Sie birgt 

jedoch stets die Gefahr, dass sie das Mezzanine-Instrument für den 

Käufer unattraktiv macht.77 Es bleibt festzuhalten das Mezzanine-

Instrumente nach den IFRS im Regelfall als Fremdkapital ausgewiesen 

werden. 

                                                   
74

  Vgl. KRAFT (2008), S. 337 f. 
75

  Vgl. HEUSER/THEILE (2009), S.400; LÜDENBACH/HOFFMANN (2011), Kommen-

tar zur IFRS-Bilanz, § 20 Rz. 17.  
76

  Vgl. LÜDENBACH/HOFFMANN (2011), Kommentar zur IFRS-Bilanz, § 20 Rz. 

17. Zur Behandlung der Vergütungsansprüche Siehe IAS 32.25. 
77

  Vgl. LÜDENBACH/HOFFMANN (2011), Kommentar zur IFRS-Bilanz, § 20 Rz. 

17. 
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3.3 Aufsichtsrecht: Basel III 

3.3.1 Abgrenzungssystematik 

Die für die Eigenkapitalabgrenzung wichtigste Quelle nationalen Rechts 

ist das Kreditwesengesetz (KWG). Dieses verpflichtet alle Kreditinstitute 

„im Interesse der Erfüllung ihrer Verpflichtungen gegenüber ihren Gläu-

bigern, insbesondere im Interesse der Sicherheit der ihnen anvertrauten 

Vermögenswerte“ angemessene Eigenmittel vorzuhalten.78 Die hierin 

zum Ausdruck kommende zentrale Rolle des Gläubigerschutzes bei der 

Zielsetzung der Mindestkapitalanforderungen  spiegelt sich in der Eigen-

kapitalabgrenzung wieder. Im Unterschied zum HGB und den IFRS be-

rücksichtigt das KWG bei der Ermittlung des Eigenkapitals nicht nur das 

im Fortführungsfall Verlust tragende Kapital (Going-Concern-Kapital), 

sondern auch solches, das hierfür erst im Insolvenzfall zur Verfügung 

steht (Gone-Concern-Kapital).79 Damit erfasst das aufsichtsrechtliche 

Eigenkapital im Gegensatz zum bilanzrechtlichen das gesamte Verlust-

deckungspotential des Unternehmens. Ein weiterer grundsätzlicher Un-

terschied zwischen bilanz- und aufsichtsrechtlichem Eigenkapital be-

steht hinsichtlich der Berücksichtigung der qualitativen Unterschiede der 

verschiedenen Eigenkapitalbestandteile im Hinblick auf die Verlust-

absorbtion. Während sich diese im Bilanzrecht allenfalls noch in der 

Reihenfolge der Passivposten in der Bilanz widerspiegeln, sind die Ei-

                                                   
78

  Siehe § 10 Abs. 1 Satz 1 KWG. 
79

  Vgl. BASELER AUSSCHUSS FÜR BANKENAUFSICHT (2010), S. 13. 
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genkapitalbestandteile von geringerer Qualität im Aufsichtsrecht Aner-

kennungshöchstgrenzen unterworfen.80  

Die aufsichtsrechtliche Eigenkapitalabgrenzungssystematik des Kredit-

wesengesetzes befindet sich derzeit in einem Transformationsprozess. 

Die Änderungen gehen auf internationale Vereinbarungen zurück, die in 

Reaktion auf die zurückliegende Finanzmarktkrise getroffen wurden und 

durch den Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht als Bestandteil des 

Regelwerkes „Basel 3“ final ausgearbeitet worden sind. Die vom Baseler 

Ausschuss beschlossenen Reformen werden mittelbar über EU-

Richtlinien oder unmittelbar über EU-Verordnungen in auf nationaler 

Ebene geltendes Recht umgesetzt. Erste Modifikationen, die bereits im 

Vorfeld der Veröffentlichung des vollendeten Basel-3-Regelwerkes vom 

Baseler Ausschuss verabschiedet worden sind, haben bereits Ende 

2010 Eingang in das KWG gefunden. Bezüglich der Übrigen plant die 

Europäische Kommission eine Ablösung der derzeitig gültigen EU- Kapi-

taladäquanzrichtlinie durch eine neue Richtlinie und eine Verordnung.81 

Der entsprechende Vorschlag der Kommission liegt bereits in erster 

Fassung vor.82 Die vollständige Übernahme von Basel III durch den 

deutschen Gesetzgeber ist für das Ende des Jahres 2012 vorgesehen, 

wobei für einzelne Vorschriften lange Übergangsfristen geplant sind.83 

Da die derzeit gültige Abgrenzungssystematik des KWG somit nunmehr 

nur noch kurzfristig Bestand haben wird, werden im Folgenden die neu-

en Regelungen in den Fokus gerückt. Da die Klassifikation der Kapital-

bestandteile der Passivseite zentraler Gegenstand des vorliegenden 

Beitrages ist, werden etwaig anzusetzende Korrektur- bzw. Abzugsbe-

träge des aufsichtsrechtlichen Eigenkapitals nicht betrachtet, zumal sich 

                                                   
80

  Ähnlich auch EMMERICH/NAUMANN (1994), S. 680. 
81

  Unter dem Begriff der Kapitaladäquanzrichtlinie werden die Richtlinien 

2006/48/EG und  2006/49/EG zusammengefasst. Im englischen Sprachraum 

werden sie entsprechend als Capital Requirements Directive (CRD) be-

zeichnet. Reformen der CRD werden durch den Zusatz römischer Ziffern re-

ferenziert. Die wesentlichen Änderungen im Zusammenhang mit den neuen 

Baseler Mindestkapitalanforderungen sind im Reformpaket CRD IV enthal-

ten. Dieses steht kurz vor der Verabschiedung. Die bisher umgesetzten Mo-

difikationen der Eigenkapitalabgrenzungssystematik betreffen vor allem die 

Anerkennung von Mezzanine-Kapital. Auf EU-Ebene erfolgte deren Umset-

zung durch das Reformpaket CRD II.  
82

  Der Vorschlag der EU-Kommission wurde am 20.07.2011 veröffentlicht und 

kann auf ihrer Internetpräsenz unter folgendem Link  eingesehen werden: 

http://ec.europa.eu/internal_market/bank/regcapital/index_de.htm 
83

  Eine gute Übersicht über den Umsetzungsprozess von Basel 3 liefert KPMG 

(2011), S. 5.  
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diese an Positionen der Aktivseite bemessen und damit für Fragen der 

Kapitalabgrenzung irrelevant sind. 

Bestandteile des aufsichtsrechtlichen Eigenkapitals 

Während sich das aktuell noch geltende System der aufsichtsrechtlichen 

Eigenkapitalabgrenzung in erster Linie an der juristischen Form des Ka-

pitals orientiert und nur bei der Anerkennung von Mezzanine-Kapital 

wirtschaftliche Anerkennungskriterien vorgibt, sieht Basel 3 eine Umstel-

lung auf eine stärker prinzipiengeleitete Eigenkapitalabgrenzung vor. 

Nach wie vor werden die verschiedenen Kapitalbestandteile der Passiv-

seite in Abhängigkeit von ihrer Haftungsqualität bestimmten Klassen zu-

geordnet. Die Zuordnungskriterien sind jedoch im Vergleich zur derzeiti-

gen Regelung deutlich restriktiver. Zudem sieht Basel 3 nur noch zwei 

anstelle von drei Klassen vor. Die Kapitalbestandteile der ehemals un-

tersten Klasse – der Drittrangmittel – werden nicht mehr als Eigenkapital 

anerkannt. Somit sind zukünftig nur noch zwei Eigenmittelklassen vor-

gesehen - das Kernkapital, welches das Going-Concern-Kapital des Fi-

nanzinstituts darstellt und das Ergänzungskapital, welches das Gone-

Concern-Kapital des Finanzinstituts umfasst. In beiden Klassen wird 

grundsätzlich nur tatsächlich eingezahltes Kapital berücksichtigt. Im Zu-

sammenhang mit der Ausgabe eines Eigenkapitalinstrumentes einge-

zahltes Aufgeld ist grundsätzlich derselben Klasse zuzuordnen. Die voll-

ständigen Kriterienkataloge die bei der Kapitalklassifizierung anzuwen-

den sind, wurden aufgrund ihres Umfangs und Detailgrads dem Anhang 

dieses Arbeitspapieres beigefügt. Im Folgenden wird nur auf die wesent-

lichen Merkmale Bezug genommen. 

Das Kernkapital unterscheidet sich vom Ergänzungskapital maßgeblich 

darin, dass es der Bank dauerhaft überlassen worden sein muss und 

nicht mit obligatorischen Ausschüttungen verbunden sein darf. Das 

Kernkapital wird wiederum differenziert in hartes Kernkapital und zusätz-

liches Kernkapital. Zum harten Kernkapital  zählen Stammaktien bzw. 

äquivalente Finanzinstrumente anderer Rechtsformen, offene Rücklagen 

und einbehaltene Gewinne. Für die Anerkennung als Stammaktie oder 

als äquivalentes Eigenkapitalinstrument sieht Basel 3 die Prüfung des 

jeweiligen Finanzinstruments anhand eines 14 Punkte umfassenden Kri-

terienkataloges vor.84 Es darf im Fall der Liquidation nur letztrangig be-

dient werden und muss auch bilanzrechtlich als Eigenkapital anerkannt 

sein. Bei Ausschüttungen an die Kapitalgeber muss die Bank über einen 

                                                   
84

  Siehe Tab. 3 Anhang S. A1 f. 
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weitreichenden Gestaltungsspielraum verfügen. Die Ausschüttungen 

dürfen insbesondere nicht an den bei der Ausgabe des Eigenkapitalin-

strumentes eingezahlten Betrag gebunden sein. Da sich die Anerken-

nungskriterien insgesamt sehr stark an den Merkmalen der Stammaktie 

einer Aktiengesellschaft orientieren, müssen sie im Fall äquivalenter Ei-

genkapitalinstrumente anderer Rechtsformen nicht buchstäblich erfüllt 

werden. Entscheidend ist in diesen Fällen, dass das zu beurteilende Ei-

genkapitalinstrument die Verlustausgleichsfunktion im Vergleich zur 

Stammaktie gleichwertig erfüllt und gleichzeitig keine Merkmale auf-

weist, die in Phasen von „Marktstress“ zu einer Schwächung der Bank 

führen könnten.85 Das zusätzliche Kernkapital - gelegentlich auch als 

„weiches Kernkapital“ bezeichnet – muss im Gegensatz zum harten 

Kernkapital nicht auch bilanzrechtlich als Eigenkapital klassifiziert wor-

den sein. Bei Ausschüttungen muss die Bank lediglich über ein Recht 

zur Annullierung verfügen. Zusätzliches Kernkapital muss nicht zwin-

gend letztrangig aber mindesten nachrangig gegenüber Einlegern, be-

vorrechtigten Gläubigern und nachrangigen Schuldinstrumenten sein.86 

Ergänzungskapital kann der Bank im Gegensatz zu Kernkapital zeitlich 

befristet zur Verfügung stehen. Es muss jedoch eine Laufzeit von min-

destens fünf Jahren aufweisen. Nachrangig muss es nur gegenüber Ein-

lagen und nicht bevorrechtigten Gläubigern sein. Ausschüttungen kön-

nen anders als bei Kernkapitalinstrumenten am Einzahlungsbetrag be-

messen und zwingender Natur sein.87   

 

3.3.2 Klassifizierung der genossenschaftlichen Kapitalelemente 

Genossenschaftsanteile 

Von den Komponenten des Genossenschaftsanteils werden bisher das 

Geschäftsguthaben und ein Teil der Haftsumme in Form des sog. Haft-

summenzuschlags aufsichtsrechtlich als Eigenkapital anerkannt.88 Im 

                                                   
85

  Siehe BASELER AUSSCHUSS FÜR BANKENAUFSICHT (2011), S. 15, Fußnote 12.  

Der Vizepräsident der deutschen Bundesbank, Professor Dr. Zeitler be-

zeichnete diese Fußnote in einer Rede anlässlich einer Vorständetagung 

des DSGV aufgrund ihrer Bedeutung für Sparkassen und Genossenschafts-

banken als eine der „bedeutenderen Fußnoten der jüngeren Finanzge-

schichte“. Vgl. hierzu ZEITLER (2011), S. 6. 
86

  Für den vollständigen Kriterienkatalog siehe Anhang, S. A2-A4., Tabelle 4. 
87

  Für den vollständigen Kriterienkatalog siehe Anhang, S. A4 f., Tabelle 5. 
88

  Für das Geschäftsguthaben siehe § 10 Abs. 2a Nr. 3 KWG, für den Haft-

summenzuschlag siehe § 10 Abs. 2b Nr. 8 KWG.  
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Zuge der Umsetzung von Basel 3 steht die Anerkennung dieser beiden 

Komponenten des Genossenschaftsanteils erneut zur Diskussion.  

Gemäß Basel 3 muss das Geschäftsguthaben, um als hartes Kernkapital 

anerkannt zu werden, grundsätzlich dieselben Kriterien erfüllen wie das 

Stammaktien-Kapital. Der entsprechende Kriterienkatalog fordert u.a. 

dass der Kapitalbetrag unkündbar und außer im Fall der Liquidation 

nicht zurückbezahlt wird.89 Demnach wäre das Geschäftsguthaben nicht 

anzuerkennen. Die Basel-3-Rahmenvereinbarung sieht jedoch grund-

sätzlich eine Berücksichtigung der genossenschaftlichen Besonderhei-

ten bei der Beurteilung des Geschäftsguthabens auf Grundlage dieses 

Kriterienkataloges vor.90 Dieser Klausel wurde im aktuellen Entwurf der 

EU-Kommission Rechnung getragen. Er setzt für eine  Anerkennung als 

hartes Kernkapital das Recht der eG voraus, die Rückzahlung des Ge-

schäftsguthabens zu verweigern.91 Mit einem endgültigen Beschluss der 

Anerkennungskriterien ist jedoch erst 2012 zu rechnen.92 Festzuhalten 

bleibt, dass die Eigenkapitalklassifikation des Geschäftsguthabens unter 

bestimmten Bedingungen möglich sein wird. 

Haftsummen stellen Gone-Concern-Kapital dar, da sie erst bei der Insol-

venz zur Verlustdeckung herangezogen werden. Dementsprechend 

kommen sie für eine Anerkennung als Ergänzungskapital in Frage.93 Ei-

ner Anerkennung steht jedoch die Anforderung des Baseler Kriterienka-

taloges entgegen, dass das Ergänzungskapital tatsächlich eingezahlt 

worden sein muss.94 Diese Anforderung findet sich auch im entspre-

chenden Vorschlag zur Umsetzung der Europäischen Kommission wie-

der.95 

Rücklagen 

Im Gegensatz zum Bilanzrecht ist die Anerkennung stiller Rücklagen als 

Eigenkapital im Aufsichtsrecht bisher nicht generell ausgeschlossen. So 

wurden bisher beispielsweise die nach dem HGB optional zu bildenden 

stillen Vorsorgereserven für allgemeine Bankenrisiken aufsichtsrechtlich 

als Ergänzungskapital anerkannt.96 Im Basel-3-Rahmenwerk sind stille 

Reserven nicht explizit als Ergänzungskapital vorgesehen. Die deutsche 

                                                   
89

  Siehe Anhang, S. A1, Tabelle 4. 
90

  Siehe Baseler Ausschuss für Bankenaufsicht (2010), S. 15, Fußnote 12. 
91

  Siehe EU-KOMMISSION (2011), S. 63, Art. 27. 
92

  Vgl. BUNDESBANK (2011), S. 5. 
93

  So argumentiert auch der ZENTRALER KREDITAUSSCHUSS (2010), S. 31 f; 
94

  Siehe Anhang, S. A1, Tabelle 3. 
95

  Siehe EU-KOMMISSION (2011), S. 81, Art. 60. 
96

  Siehe § 10 Abs. 2b Nr. 1 KWG. 
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Politik setzte sich jedoch gegenüber der EU-Kommission für eine Aner-

kennung der stillen Vorsorgereserven ein.97 Offene Rücklagen zählen 

demgegenüber nach wie vor grundsätzlich zum harten Kernkapital.98 Ei-

ne Ausnahme haben auch hier bisher die Beteiligungsfondsrücklagen 

dargestellt.99 Eine diesbezügliche Änderung durch Basel 3 zeichnet sich 

gegenwärtig nicht ab. 

Mezzanine-Kapital 

Die Anerkennung von Mezzanine-Kapital orientiert sich nach Basel 3 

ausschließlich an den Kriterienkatalogen der verschiedenen Kapitalklas-

sen. Die Klassifizierung als aufsichtsrechtliches Eigenkapital und die 

Einstufung in die Kapitalklassen hängt daher entscheidend von der indi-

viduellen vertraglichen Ausgestaltung des Mezzanine-Instrumentes ab. 

Eine generelle Zuordnung der verschiedenen Formen zu den verschie-

denen aufsichtsrechtlichen Eigenkapitalklassen ist daher nicht leistbar. 

Einzelne Aussagen lassen sich hierzu dennoch treffen. Da die Anerken-

nung als hartes Kernkapital u.a. einen bilanzrechtlichen Ausweis als Ei-

genkapital erfordert, kommen von den Mezzanine-Instrumenten deut-

scher Genossenschaftsbanken hierfür lediglich stille Beteiligungen in 

Frage.100 Aufgrund der wesentlich niedrigeren Anforderungen des Er-

gänzungskapitals ist zu erwarten, dass Nachrangverbindlichkeiten einen 

großen Teil dieser Kapitalklasse ausmachen.101 Im Kontext dieser Arbeit 

ist die Zuordnung zu den aufsichtsrechtlichen Eigenklassen allerdings 

von untergeordneter Bedeutung. Von Interesse ist vielmehr, ob und 

wenn ja, welches Mezzanine-Kapital anerkennungsfähig ist. Diesbezüg-

lich ist festzustellen, dass jeder der hier vorgestellten Mezzanine-

Instrumente bei entsprechender vertraglicher Ausgestaltung, aufsichts-

rechtliches Eigenkapital darstellt.  

                                                   
97

  Siehe LÄNDEROFFENE ARBEITSGRUPPE (2011), S. 6. 
98

  Siehe BASELER AUSSCHUSS FÜR BANKENAUFSICHT (2011), S. 14. 
99

  Siehe § 10 Abs. 2a Nr. 3 KWG. 
100

  Zur bilanzrechtlichen Anerkennung vgl. Kapital 3.1.2 dieser Arbeit. Der Ba-

seler Ausschuss sieht die Möglichkeit zur Anerkennung stiller Beteiligungen 

im Fall von Genossenschaften ausdrücklich vor. Vgl. BUNDESBANK (2011), S. 

58. 
101

  Vgl. BUNDESBANK (2011), S. 15. 
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4 Fazit und Ausblick 

In den vorangehenden Kapiteln wurde ein systematischer Überblick  

über die für Genossenschaftsbanken relevanten Eigenkapitalabgren-

zungssysteme gegeben. Die Klassifikation der verschiedenen Finanzin-

strumente auf Grundlage dieser Systeme ergibt ein heterogenes Bild für 

die in diesem Beitrag betrachteten Finanzinstrumente. Eine Gesamt-

übersicht liefert Abbildung 8.  

Nur wenige werden sowohl auf aufsichtsrechtlicher als auch auf bilanz-

rechtlicher Ebene als Eigenkapital anerkannt. Das Geschäftsguthaben 

hat sich als zentrale Messgröße für das über Genossenschaftsanteile 

generierte Eigenkapital herausgestellt. Doch dessen Anerkennung ist 

nach den IFRS und Basel 3 an Bedingungen geknüpft, die im Regelfall 

Satzungsänderungen erforderlich machen. Bilanzrechtlich werden zu-

dem eingeforderte Einzahlungen auf die Geschäftsanteile als Eigenkapi-

tal anerkannt. Diese sind aufgrund der Volleinforderungspraxis der meis-

ten Genossenschaftsbanken in der Regel von untergeordneter Bedeu-

tung.  

Das Rückgrat des kreditgenossenschaftlichen Eigenkapitals bilden die 

offenen Rücklagen mit Ausnahme des Beteiligungsfonds. Sie werden 

vollumfänglich und uneingeschränkt auf allen drei der in diesem Beitrag 

untersuchten Ebenen als Eigenkapital klassifiziert. Dieser Umstand bie-

Abb. 8: Gesamtübersicht zur Eigenkapitalklassifikation  

 

 HGB  - -     -  - - 

() IFRS () - -   ()  - () - - 

() Basel III - - -   -  ? () () () 
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tet ein Motiv für die starke Präferenz der Gewinnthesaurierung bei Ge-

nossenschaftsbanken. Stille Rücklagen können naturgemäß nur auf-

sichtsrechtlich anerkannt werden. Die Entscheidung der zuständigen 

Gremien darüber steht allerdings noch aus. Mezzanine-Kapital ist vor al-

lem für das Management des aufsichtsrechtlichen Eigenkapitals von Be-

deutung. Die Anerkennung von Mezzanine-Instrumenten ist auf dieser 

Ebene an die Erfüllung bestimmter Kriterien gebunden, die die Haf-

tungsqualität sicherstellen. Lediglich Stille Beteiligungen haben auch ei-

ne Bedeutung bei der bilanzrechtlichen Eigenkapitalbemessung.  

Abschließend ist festzustellen, dass sich die Rahmenbedingungen für 

das Eigenkapitalmanagement von Genossenschaftsbanken derzeit 

grundlegend verändern. Dies ist insbesondere auf die Reformen im Be-

reich der aufsichtsrechtlichen Eigenkapitalklassifikation zurückzuführen. 

Zu erwarten ist, dass die neuen Rahmenbedingungen in einem neuen 

optimalen Kapitalmix resultieren. Die Frage, wie sich dieser in Zukunft 

zusammensetzen wird, ist von Praxis und Forschung in den nächsten 

Jahren zu beantworten. 
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Anhang 

 

  

Tab. 3: Kriterien für hartes Kernkapital nach Basel 3 

1. Bildet im Liquidationsfall die Forderung im letzten Rang. 

2. 

Verkörpert einen Anspruch auf das Restvermögen entsprechend 
ihrem Anteil am ausgegebenen Kapital, nachdem im Rahmen 
der Liquidation sämtliche vorrangigen Forderungen getilgt wor-
den sind (d.h. der Anspruch ist unbegrenzt und variabel, weder 
feststehend noch in der Höhe begrenzt). 

3. 

Der Kapitalbetrag ist unkündbar und wird ausser im Fall der Li-
quidation nie zurückbezahlt (abgesehen von diskretionären 
Rückkäufen oder anderen, nach geltenden Gesetzen zulässigen 
Arten, das Kapital auf diskretionäre Weise effektiv zu reduzie-
ren). 

4. 

Die Bank unternimmt nichts, um zum Zeitpunkt der Ausgabe die 
Erwartung zu wecken, dass das Instrument zurückgekauft, ge-
tilgt oder gelöscht wird; es bestehen auch keine statutarischen 
oder vertraglichen Bestimmungen, die eine solche Erwartung 
entstehen lassen könnten. 

5. 

Ausschüttungen werden aus ausschüttungsfähigen Positionen 
(einschl. einbehaltener Gewinne) vorgenommen. Die Höhe der 
Ausschüttungen ist keiner Weise an den zum Zeitpunkt der Aus-
gabe bezahlten Betrag gebunden und unterliegt keiner vertrag-
lich festgelegten Obergrenze (ausser dass die Bank keine Aus-
schüttungen vornehmen kann, welche die ausschüttbaren Posi-
tionen übersteigen). 

6. 
Es sind keine Umstände vorgesehen, unter denen Ausschüttun-
gen zwingend sind. Eine Nichtzahlung stellt deshalb kein Aus-
fallereignis dar. 

7. 

Ausschüttungen werden nur nach Erfüllung sämtlicher gesetzli-
cher und vertraglicher Verpflichtungen und nach Bedienung hö-
herrangiger Kapitalinstrumente vorgenommen. Das bedeutet, 
dass es keine Vorzugsausschüttung gibt; dies gilt auch für ande-
re Kapitalbestandteile, die als qualitativ höchststehendes Kapital 
klassifiziert werden. 

8. 

Das begebene Kapital trägt den ersten und im Verhältnis höchs-
ten Anteil jeder Art von Verlusten bei deren Entstehen. Innerhalb 
des qualitativ höchststehenden Eigenkapitals trägt jedes Instru-
ment die Verluste nach dem Prinzip der Fortführung des Ge-
schäftsbetriebs proportional und gleichrangig mit sämtlichen an-
deren Instrumenten. 
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9. 
Der eingezahlte Betrag wird bei der Feststellung einer Bilanzin-
solvenz als Grundkapital (d.h. nicht als Verbindlichkeit) gewertet. 

10. 
Der eingezahlte Betrag wird nach den einschlägigen Rechnungs-
legungsvorschriften als Eigenkapital klassifiziert. 

11. 
Die Aktie wird direkt ausgegeben und eingezahlt, und die Bank 
hat keine Möglichkeit, den Erwerb des Instruments mittelbar oder 
unmittelbar zu finanzieren. 

12. 

Der eingezahlte Betrag ist weder besichert noch durch eine Ga-
rantie des Emittenten oder einer mit diesem verbundenen Ge-
sellschaft gedeckt, und es bestehen keine sonstigen Bestim-
mungen, welche den Rang der Forderung in rechtlicher oder 
wirtschaftlicher Hinsicht erhöhen. 

13. 

Die Aktie wird nur mit Zustimmung der Eigentümer der ausge-
benden Bank ausgegeben – entweder direkt durch die Eigentü-
mer oder, wenn nach geltenden Gesetzen möglich, durch die 
Geschäftsleitung der Bank oder durch andere, von den Eigentü-
mern dazu ermächtigte Personen. 

14. 
Die Stammaktien werden in der Bilanz der Bank eindeutig und 
separat ausgewiesen. 

Quelle: BASELER AUSSCHUSS FÜR BANKENAUFSICHT (2010), S. 15 f. 

 

 

Tab. 4: Kriterien für zusätzliches Kernkapital nach Basel 3  

1. Ausgegeben und eingezahlt 

2. 
Nachrangigkeit gegenüber Einlegern, nicht bevorrechtigten 
Gläubigern und nachrangigen Schuldinstrumenten der Bank. 

3. 

Weder besichert noch durch eine Garantie des Emittenten oder 
einer mit diesem verbundenen Gesellschaft gedeckt, und es be-
stehen keine sonstigen Bestimmungen, welche gegenüber 
Gläubigern der Bank den Rang der Forderung in rechtlicher oder 
wirtschaftlicher Hinsicht erhöhen. 

4. 
Zeitlich unbegrenzt, d.h. es gibt keinen Fälligkeitstermin, und es 
bestehen keine Zinserhöhungsklauseln oder andere Tilgungsan-
reize. 

5. 

Kündbar auf Initiative des Emittenten erst nach mindestens fünf 
Jahren: 
 
a. Zur Ausübung einer Kündigungsoption benötigt die Bank 

vorab die Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
b. Die Bank darf nichts unternehmen, was die Erwartung weckt, 

dass die Kündigungsoption ausgeübt wird 
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c. Die Bank darf eine Kündigungsoption nur ausüben, wenn: 
 

i. das gekündigte Instrument mit Kapital der gleichen oder 
höheren Qualität ersetzt wird und der Ersatz dieses Ka-
pitals unter Bedingungen erfolgt, die im Hinblick auf die 
Ertragsfähigkeit der Bank nachhaltig sind, oder 

ii. die Bank nachweist, dass ihre Eigenkapitalposition nach 
Ausübung der Kündigungsoption deutlich über den Min-
destkapitalanforderungen liegt. 

6. 

Jegliche Rückzahlung von Kapitalbeträgen (z.B. in Form von 
Rückkäufen oder Tilgung) muss vorab durch die Aufsichtsinstanz 
genehmigt werden, und die Banken sollten nicht davon ausge-
hen bzw. Erwartungen am Markt wecken, dass diese Genehmi-
gung auch erteilt wird. 

7. 

Ermessensspielraum bei Dividenden/Kupons: 
 
a. Es muss jederzeit im vollen Ermessen der Bank stehen, Aus-

schüttungen bzw. Zahlungen zu annullieren 
b. Die Annullierung diskretionärer Zahlungen darf kein Ausfall-

ereignis darstellen 
c. Die Banken müssen uneingeschränkt auf die annullierten 

Zahlungen zugreifen können, um fälligen Verpflichtungen 
nachzukommen 

d. Durch die Annullierung von Ausschüttungen bzw. Zahlungen 
dürfen für die Bank keine Einschränkungen entstehen, aus-
genommen hinsichtlich der Ausschüttung an die Stammakti-
onäre  

8. 
Dividenden/Kupons sind aus den ausschüttungsfähigen Positio-
nen zu zahlen. 

9. 

Das Instrument darf kein Dividendenmerkmal aufweisen, das mit 
der Bonität verknüpft ist, d.h. das darin besteht, dass Dividen-
den/Kupons in regelmässigen Abständen ganz oder teilweise an 
die Bonitätseinstufung der Bank angepasst werden. 

10. 

Sieht das Insolvenzrecht eines Landes einen Bilanztest vor, bei 
dem geprüft wird, ob die Verbindlichkeiten grösser als die Ver-
mögenswerte sind, darf das Instrument nicht als Verbindlichkeit 
berücksichtigt werden. 

11. 

Instrumente, die für Zwecke der Rechnungslegung als Verbind-
lichkeit klassifiziert werden, müssen Verluste auffangen können, 
entweder durch  
 
i. Umwandlung in Stammaktien bei einem objektiven, im Vo-

raus festgelegten Auslösewert oder durch 
ii. einen Wertberichtigungsmechanismus, der dem Instrument 

bei Erreichen eines im Voraus festgelegten Auslösewerts 
Verluste zuteilt. Die Wertberichtigung hat folgende Wirkun-
gen: 
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a. Sie reduziert die Forderung des Instruments im Liquida-
tionsfall 

b. Sie reduziert den Rückzahlungsbetrag, wenn eine Kündi-
gungsoption ausgeübt wird 

c. Sie reduziert ganz oder teilweise die Kupon- bzw. Divi-
dendenzahlungen des Instruments 

12. 

Weder die Bank noch eine nahestehende Partei, über welche die 
Bank Kontrolle ausübt oder auf welche sie wesentlichen Einfluss 
hat, dürfen das Instrument erworben haben; ferner darf die Bank 
weder direkt noch indirekt den Erwerb des Instruments finanziert 
haben. 

13. 

Das Instrument darf keine Merkmale aufweisen, welche eine Re-
kapitalisierung beeinträchtigen, wie z.B. Bestimmungen, nach 
denen der Emittent die Anleger zu entschädigen hat, wenn ein 
neues Instrument während eines bestimmten Zeitraums zu ei-
nem niedrigeren Preis ausgegeben wird. 

14. 

Wird das Instrument nicht von einer Geschäftseinheit oder der 
Holdinggesellschaft der konsolidierten Gruppe (z.B. einer 
Zweckgesellschaft – „SPV“) begeben, muss der Erlös der Ge-
schäftseinheit oder der Holdinggesellschaft der konsolidierten 
Gruppe unmittelbar und uneingeschränkt zur Verfügung stehen, 
wobei sämtliche übrigen Kriterien für die Einbeziehung in das 
zusätzliche Kernkapital erfüllt bzw. übertroffen werden müssen 

Quelle: BASELER AUSSCHUSS FÜR BANKENAUFSICHT (2010), S. 17 f. 

 

 
 

 Tab. 5: Kriterien für Ergänzungskapital nach Basel 3 

1. Ausgegeben und eingezahlt 

2. 
Nachrangig im Verhältnis zu Einlagen und nicht bevorrechtigten 
Gläubigern der Bank. 

3. 

Weder besichert noch durch eine Garantie des Emittenten oder 
einer mit diesem verbundenen Gesellschaft gedeckt, und es be-
stehen keine sonstigen Bestimmungen, welche gegenüber Ein-
legern und nicht bevorrechtigten Gläubigern der Bank den Rang 
der Forderung in rechtlicher oder wirtschaftlicher Hinsicht erhö-
hen. 

4. 

Laufzeit: 
 
a. Anfangslaufzeit von mindestens fünf Jahren 
b. Für die Anerkennung als regulatorisches Eigenkapital ist das 

Instrument in den letzten fünf Jahren der Laufzeit linear zu 
amortisieren.  

c. Es bestehen keine Zinserhöhungsklauseln oder andere Til-
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gungsanreize. 

5. 

Kündbar auf Initiative des Emittenten erst nach mindestens fünf 
Jahren: 
a. Zur Ausübung einer Kündigungsoption benötigt die Bank 

vorab die Genehmigung der Aufsichtsbehörde 
b. Die Bank darf nichts unternehmen, was die Erwartung weckt, 

dass die Kündigungsoption ausgeübt wird 
c. Die Bank darf eine Kündigungsoption nur ausüben, wenn: 

 
i. das gekündigte Instrument mit Kapital der gleichen oder 

höheren Qualität ersetzt wird und der Ersatz dieses Ka-
pitals unter Bedingungen erfolgt, die im Hinblick auf die 
Ertragsfähigkeit der Bank nachhaltig sind, oder 

ii. die Bank nachweist, dass ihre Eigenkapitalposition nach 
Ausübung der Kündigungsoption deutlich über den Min-
destkapitalanforderungen liegt 
 

6. 

Der Anleger darf – ausser im Falle der Insolvenz oder der Liqui-
dation – nicht das Recht haben, eine beschleunigte Leistung von 
Zahlungen (Kupon oder Kapitalbetrag des Instruments) zu ver-
langen, die für einen späteren Zeitpunkt geplant sind 
 

7. 

Das Instrument darf kein Dividendenmerkmal aufweisen, das mit 
der Bonität verknüpft ist, d.h. das darin besteht, dass Dividen-
den/Kupons in regelmässigen Abständen ganz oder teilweise an 
die Bonitätseinstufung der Bank angepasst werden. 

8. 

Weder die Bank selbst noch eine mit ihr verbundene Partei, die 
von der Bank kontrolliert wird oder auf die sie wesentlichen Ein-
fluss ausübt, dürfen das Instrument erworben haben; ferner darf 
die Bank weder direkt noch indirekt den Erwerb des Instruments 
finanziert haben 

9. 

Wird das Instrument nicht von einer Geschäftseinheit oder der 
Holdinggesellschaft der konsolidierten Gruppe (z.B. einer 
Zweckgesellschaft – „SPV“) begeben, muss der Erlös der Ge-
schäftseinheit oder der Holdinggesellschaft der konsolidierten 
Gruppe unmittelbar und uneingeschränkt zur Verfügung stehen, 
wobei sämtliche übrigen Kriterien für die Einbeziehung in das 
Ergänzungskapital erfüllt bzw. übertroffen werden müssen. 

Quelle: BASELER AUSSCHUSS FÜR BANKENAUFSICHT (2010), S. 19 f. 
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